
Die Bedrohung durch den transna-
tionalen Terrorismus, die Verbrei-
tung von Massenvernichtungswaf-

fen, Cyber-Angriffe und Wirtschafts-
spionage, globale Phänomene, wie der
Bürgerkrieg in Syrien und andere Ent-
wicklungen, stellen den Staatsschutz vor
immer größere Herausforderungen. Das
Arbeitsprogramm der Bundesregierung
2013 bis 2018 sieht im Bereich „Inne-
res“ unter anderem die Schaffung beson-
derer bundesgesetzlicher Regelungen für
den Staatsschutz vor, um eine effektive
und effiziente Abwehr der Spionage und
der Folgen von Extremismus und Terro-
rismus zu ermöglichen. Innenministerin
Mag.a Johanna Mikl-Leitner erteilte im
Frühjahr 2014 den Auftrag, die gesetzli-
chen Bestimmungen für den Staats-
schutz zu evaluieren. Ein moderner poli-
zeilicher Staatsschutz sollte größtmögli-
che Sicherheit auf Basis eines umfang-
reichen Rechtsschutzes gewährleisten. 

Entstehungsprozess. Zunächst wurde
erhoben, welche Aufgaben der Staats-
schutz in Zukunft wahrnehmen soll und

welche Leistungen zum Schutz der Be-
völkerung erbracht werden müssen.
Ebenso war die Frage zu erörtern, wie
der Staatsschutz organisiert sein soll so-
wie welche rechtlichen Rahmenbedin-
gungen und geeigneten Rechtsschutz-
maßnahmen zur Bewältigung dieser
Aufgaben erforderlich sind. Dabei war
insbesondere zu klären, was ein moder-
ner Staatschutz braucht, um die Men-
schen in Österreich vor Angriffen durch
extremistische Strömungen, Terroris-
mus, Wirtschafts- und Industriespiona-
ge, ausländische Nachrichtendienste und
vor Cyber-Angriffen zu schützen.

Um dies gewährleisten zu können
und die Entstehung einer neuen Rechts-
grundlage möglichst offen und für die
breite Öffentlichkeit nachvollziehbar zu
gestalten, wurde ein transparenter und
breit angelegter Diskussionsprozess ge-
startet. Eingebunden waren zentrale Ak-
teure aus der Politik, Wirtschaft, Wis-
senschaft, Zivilgesellschaft und Medien. 

Ein Projektbeirat mit Vertretern aus
Wissenschaft und Verwaltung sowie
Fachexperten aus dem Ausland begleite-

te den Prozess. Bei einer Enquete des
Bundesministeriums für Inneres (BMI)
am 9. Dezember 2014 zum Thema
„Schutz und Sicherheit für unsere Be-
völkerung – Herausforderungen für den
Staatsschutz in einer globalisierten
Welt“ diskutierten Expertinnen und Ex-
perten aus Wissenschaft und Wirtschaft,
von NGOs und Medien über die Frage,
wie der Staatsschutz aufgestellt sein
soll, um den Anforderungen gerecht
werden zu können. Die Grundlage für
die Diskussion bildeten Statements von
Wissenschaftlern, Journalisten und Ex-
perten ausländischer Sicherheitsbehör-
den und Nachrichtendienste. 

Aufbauend auf einem vom Bundes-
amt für Verfassungsschutz und Terroris-
musbekämpfung (BVT) erstellten
Rechtsvergleich unternahmen Vertreter
des BMI und Nationalratsabgeordnete
im Jänner 2015 eine Studienreise nach
Norwegen und in die Schweiz. Ende
Februar 2015 gab es im Parlament eine
Diskussion mit dem Titel „Moderner
Staatsschutz im Spannungsfeld zwi-
schen Sicherheit und Überwachung“. Si-
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Mehr Befugnisse, hoher Rechtsschutz
Nach einem fast zweijährigen Evaluierungs- und Diskussionsprozess wurde das Polizeiliche 

Staatsschutzgesetz (PStSG) am 27. Jänner 2016 vom Nationalrat beschlossen und am 11. Februar
2016 vom Bundesrat angenommen. Das Gesetz tritt am 1. Juli 2016 in Kraft.

„Im Vorbereitungsprozess ist es um
einen gesellschaftlichen und politischen
Konsens gegangen, wie wir die Balance
zwischen Freiheit und Sicherheit für
unsere Bürgerinnen und Bürger wahren
und was dafür notwendig ist. Mit dem
neuen Gesetz sind die Staatsschutzbe-
hörden für den Kampf gegen den Ter-
ror und die Bedrohungen im 21. Jahr-
hundert bestmöglich gerüstet.“

Mag.a Johanna Mikl-Leitner, 
Bundesministerin für Inneres

„Die Menschen in diesem Land er-
warten sich einen wirksamen Schutz
der verfassungsmäßigen Einrichtungen
Österreichs und eine effektive Bekämp-
fung des Terrorismus. Wenn wir dies
gewährleisten wollen, braucht der
Staatsschutz auch die Befugnisse, dies
tun zu können. Im Sinne unserer demo-
kratischen Grundordnung bedarf es im
Gegenzug auch der entsprechenden
Kontrollmechanismen. Mit dem Poli-

zeilichen Staatsschutzgesetz wurden die
Grundlagen für beides geschaffen.“

Mag. (FH) Mag. Konrad Kogler,
Generaldirektor für die 
öffentliche Sicherheit

„Um Gefahren rechtzeitig zu erken-
nen und Risiken vorzubeugen, ist eine
Lagebeobachtung und Analyse im Vor-
feld unerlässlich. War dies bereits jetzt
rudimentär im Sicherheitspolizeigesetz
geregelt, schafft das Polizeiliche Staats-
schutzgesetz diesbezüglich Klarheit,
schränkt den Anwenderkreis ein und er-
weitert den Rechtsschutz für Betroffe-
ne.“

Mag. Peter Gridling, BVT-Direktor 

„Das unser aller Sicherheit dienende
neue Gesetz bringt für die Verfassungs-
schützer wichtige zusätzliche Befugnis-
se. Als Rechtsschutzbeauftragter werde
ich mit meinem – fix zugesagten – er-
weiterten Team sorgfältig darauf ach-

ten, dass der Einsatz dieser Befugnisse
unter strikter Wahrung rechtsstaatlicher
Standards erfolgt.“ 

em. o. Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. Man-
fred Burgstaller, Rechtsschutzbeauf-

tragter beim Bundesministerium 
für Inneres

„Der verfassungsgefährdende An-
griff knüpft an aktuelle Bedrohungssze-
narien an und bringt eine klarere Ab-
grenzung der Aufgaben des polizeili-
chen Staatsschutzes. Überdies wird
klargestellt, dass die verdachtsunabhän-
gige Beobachtung von Personen als
überschießender Grundrechtseingriff
auch weiterhin unzulässig ist, dass aber
im Verdachtsfall die notwendigen Be-
fugnisse unter Kontrolle des Recht-
schutzbeauftragten und seiner Stellver-
treter zur Verfügung stehen.“

Univ.-Prof. Dr. Susanne Reindl-
Krauskopf, Universität Wien, Institut

für Strafrecht und Kriminologie

Z I T A T E



cherheitssprecher der Parlamentspartei-
en diskutierten mit internen und exter-
nen Experten über Aufgaben und Befug-
nisse, Rechtsschutz und politische Kon-
trolle des Staatsschutzes. In drei Runden
führte der Generaldirektor für die öffent-
liche Sicherheit Mag. Mag. (FH) Konrad
Kogler Gespräche mit den Sicherheits-
sprechern der im Parlament vertretenen
Parteien. 

Evaluierung. Zu Beginn des Prozes-
ses wurden die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen für den Staatsschutz evalu-
iert. BVT-Mitarbeiter erstellten eine um-
fassende Analyse des Ist-Zustandes in
einer Bedarfsanalyse. Darin wurden die
gesetzlichen Aufgaben des Staatsschut-
zes und Defizite in der Arbeit der Staats-
schutzbehörden angeführt.

Das Austrian Center for Law Enfor-
cement Sciences der Universität Wien
(ALES) wurde mit der Prüfung dieser
Bedarfsanalyse beauftragt. Fallbeispiele
und rechtliche Aufgabenfelder sollten
die Problemfelder der bestehenden ge-
setzlichen Bestimmungen verdeutlichen.
Auf die rechtlichen Grenzen bzw. Pro-
blematiken des Sicherheitspolizeigeset-
zes (SPG) wurde Bezug genommen, so-

wie darauf, ob mit den derzeit geltenden
rechtlichen Rahmenbedingungen das
Auslangen gefunden werden kann.
ALES bestätigte in weiten Teilen die
vom BVT aufgezeigten Problemfelder
in der Tätigkeit des Staatsschutzes und
die unzureichenden rechtlichen Bestim-
mungen.

Aufbauend auf dem Evaluierungsbe-
richt von ALES wurde der Diskussions-
prozess über die Aufgaben, Befugnisse
und über einen verbesserten Rechts-
schutz fortgesetzt – unter Einbindung
der Legistikabteilung des BMI. In einer
Arbeitsgruppe von Vertretern des BVT
und der Rechtssektion wurde in einem
mehrmonatigen Prozess der Regelungs-
bedarf unter entsprechender Ausgestal-
tung eines umfassenden Rechtsschutzes
definiert. Jede Aufgabe und Befugnis
wurde gemeinsam mit Vertretern aus der
Wissenschaft auf ihre Notwendigkeit
und Verhältnismäßigkeit untersucht.

Im Jänner 2015 lag der erste Entwurf
zum PStSG vor, der Organisation, Auf-
gaben, Befugnisse und Rechtsschutz
umfasste. Der geplante Gesetzestext
wurde laufend überarbeitet und vom 31.
März 2015 bis 12. Mai 2015 einer öf-
fentlichen Begutachtung unterzogen.

Die im Begutachtungsverfahren einge-
brachten Stellungnahmen können unter
www.parlament.gv.at eingesehen wer-
den. Nach Prüfung und Einarbeitung der
Stellungnahmen wurde der Gesetzesent-
wurf am 30. Juni 2015 im Ministerrat
beschlossen.

Bei den intensiven Verhandlungen
im Nationalrat ab Ende 2015 wurden
Anregungen der Parteien berücksichtigt
und in den Gesetzesentwurf eingearbei-
tet. Das PStSG wurde am 27. Jänner
2016 im Nationalrat mit einfacher Mehr-
heit beschlossen. Das Gesetz tritt mit 1.
Juli 2016 in Kraft. 

Rechtliche Defizite. Eines der größten
Probleme für den Staatsschutz in der
noch bis 30. Juni 2016 gültigen Rechts-
lage ist die sehr einschränkende Rege-
lung der erweiterten Gefahrenerfor-
schung durch Beobachtung einer Einzel-
person. Diese Bestimmung ist für den
Staatsschutz unabdingbar, da gerade
Rückkehrer aus den Dschihadgebieten,
ebenso wie die klassischen „Schläfer“
hauptsächlich als Einzelpersonen agie-
ren. Um diese Personen, die ein hohes
Gefährdungspotenzial für die nationale
Sicherheit darstellen, beobachten zu
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Sicherheitsmaßnahmen bei einer Gerichtsverhandlung im Februar 2016 in Graz gegen mutmaßliche Dschihadisten: Das neue 
Polizeiliche Staatsschutzgesetz erfasst nicht nur Terrorismus und Extremismus, sondern auch Spionage und Proliferation.   



können, sollte die erweiterte Gefahren-
erforschung zur Beobachtung einer Ein-
zelperson herangezogen werden. Die
beiden Möglichkeiten dieser Bestim-
mung haben sich in der Praxis als kaum
anwendbar herausgestellt, denn bei Vor-
liegen der gesetzlich geforderten Vo-
raussetzungen besteht bereits ein solches
Naheverhältnis zum Strafrecht, dass ein
Vorgehen nach dem SPG durch die Si-
cherheitsbehörden nicht mehr nötig ist,
da bereits strafprozessuale Ermittlungs-
maßnahmen durchzuführen sind.

Dieser Umstand wird durch die Tat-
sache erschwert, dass gesetzlich eine
zeitliche Begrenzung der erweiterten
Gefahrenerforschung durch Beobach-
tung einer Einzelperson vorgesehen ist –
diese ist für maximal neun Monate mög-
lich. Das ist nicht ausreichend, denn
Personen, die beobachtet werden, han-
deln zumeist sehr konspirativ. Außer-
dem benötigt der Staatsschutz oft weit
länger als diese Frist, um zumindest ein
strafrechtliches Versuchsstadium (Vor-
bereitungshandlungen) beweisen zu
können.

Die Tragweite der zeitlichen Befris-
tung zeigt sich in Kombination mit der
speziellen Löschungsbestimmung, von
der sowohl die erweiterte Gefahrener-
forschung in Bezug auf die Einzelperson
als auch jene auf die Gruppierung um-
fasst ist. In diesem Zeitraum ermittelte
personenbezogene Daten sind demnach
nach Beendigung der erweiterten Gefah-
renerforschung zu löschen, sofern sich
keine Gefährdung ergibt. Das ist für den
Staatsschutz im Hinblick auf seine Auf-
gabenstellung nicht tragbar und war da-
her zu ändern. 

Der Staatsschutz steht damit vor ei-
nem zweifachen Problem in Zusammen-
hang mit der Beobachtung einer Einzel-
person, nämlich einerseits einer zeitli-
chen Befristung bei der Beobachtung
und andererseits einem Verlust von we-
sentlichen Informationen aufgrund der
Verpflichtung zur sofortigen Datenlö-
schung.

Neben der erweiterten Gefahrenerfor-
schung in Bezug auf die Einzelperson
hat die Löschungsverpflichtung auch
Geltung für die Beobachtung von Grup-
pierungen. Das Wesen des Staatsschut-
zes, der gerade im präventiven Bereich
tätig wird, erfordert eine sofortige und
dauerhafte Bereitstellung von Informa-
tionen über Gefährdungslagen und Ge-
fährder. Die sofortige Löschung ermit-
telter Daten bedeutet nicht nur einen In-
formationsverlust, sondern kann
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Die wesentlichen Punkte
• Das Polizeiliche Staatsschutzgesetz
(PStSG) wurde am 27. Jänner 2016
vom Nationalrat und am 11. Februar
2016 vom Bundesrat beschlossen. Es
tritt am 1. Juli 2016 in Kraft.
• Dem Gesetzesbeschluss im Parla-
ment ging ein fast zweijähriger trans-
parenter Diskussions- und Gestal-
tungsprozess voraus, in den Vertreter
aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft,
Zivilgesellschaft und Medien einge-
bunden waren.
• Mit dem PStSG wurde die Grundla-
ge geschaffen, damit die Staatsschutz-
behörden extremistischen oder terro-
ristischen Bedrohungen schon im
Vorfeld entgegentreten können.
• Das Bundesamt für Verfassungs-
schutz und Terrorismusbekämpfung
(BVT) bleibt eine polizeiliche Dienst-
stelle und ist kein „Nachrichten-
dienst“ oder „Geheimdienst“.
• Die „erweiterte Gefahrenerfor-
schung“ für Einzelpersonen und für
Gruppierungen wurde vom Sicher-
heitspolizeigesetz (SPG) in das
PStSG überführt. Die erweiterte Ge-
fahrenerforschung für eine Gruppie-
rung wurde unverändert in das PStSG
übernommen. Hingegen wurde die er-
weiterte Gefahrenerforschung für Ein-
zelpersonen geändert. Für die Beob-
achtung einer Einzelperson im Rah-
men des vorbeugenden Schutzes vor
verfassungsgefährdenden Angriffen
muss ein begründeter Verdacht beste-
hen, dass der Betroffene in absehbarer
Zeit einen solchen Angriff begehen
werde. Eine verdachtsunabhängige
Beobachtung von Bürgerinnen und
Bürger ist nicht erlaubt. Zur Wahr-
nehmung der Aufgaben nach dem Po-
lizeilichen Staatsschutzgesetz sind
künftig nur mehr Bedienstete der
Staatsschutzbehörden (BVT, Landes-
ämter) zuständig und nicht mehr alle
Polizistinnen und Polizisten. 
• Mit der Einführung einer Definition
des „verfassungsgefährdenden An-
griffes“ wurde ein auf die Aufgabe
des Verfassungsschutzes und der Ter-
rorismusbekämpfung zugeschnittener
Straftatenkatalog geschaffen. Er um-
fasst gerichtlich strafbare Handlun-
gen, die mit Extremismus, Terroris-
mus, Proliferation, nachrichtendienst-
licher Tätigkeit oder Spionage in Ver-

bindung stehen. 
• Die Ermittlungsmaßnahmen der
Staatsschutzbehörden für die Erfül-
lung der Aufgaben „Erweiterte Gefah-
renerforschung“ und „vorbeugender
Schutz vor verfassungsgefährdenden
Angriffen“ sind taxativ aufgezählt. Zu
den bisherigen Befugnissen (Observa-
tion, verdeckte Ermittlungen, Bild-
und Tonaufzeichnung) kommen wei-
tere hinzu: Einsatz von Vertrauens-
personen, Einsatz von Kennzeichener-
kennungsgeräten, Einholung von Ver-
bindungsdaten (Stammdaten, IP-
Adressen, Standortdaten) bei Tele-
kommunikationsbetreibern sowie Ein-
holung von Auskünften bei Beförde-
rungsunternehmen.
• Jede Ermittlungsmaßnahme muss in
einem angemessenen Verhältnis zur
befürchteten Straftat stehen.
• Alle Ermittlungsmaßnahmen dürfen
nur nach vorhergehender Ermächti-
gung des weisungsfreien und unab-
hängigen Rechtsschutzbeauftragten
(RSB) begonnen werden. Der RSB
entscheidet auch, welche Ermittlungs-
maßnahmen und wie lange diese ge-
setzt werden dürfen. Für zwei Maß-
nahmen (Einsatz von Vertrauensper-
son und Einholung von Verbindungs-
daten) ist vorgesehen, dass der RSB
darüber gemeinsam mit zwei seiner
Stellvertreter im Senat entscheidet.
Der RSB kontrolliert auch die ge-
meinsame Datenanwendung der
Staatsschutzbehörden. Es gibt eine
umfassende Informationspflicht des
Betroffenen nach Ablauf der Ermäch-
tigung. 
• Die Prävention wird verstärkt. Unter
anderem werden Betreiber von Anla-
gen der kritischen Infrastruktur über
Schutzmaßnahmen vor Cyberangrif-
fen und anderen Gefahren informiert;
Unternehmensverantwortliche werden
über Gefahren durch Wirtschafts- und
Industriespionage und über allgemei-
ne Verhaltensregeln aufgeklärt. 
• Das BVT und und die Landesämter
betreiben ein Informationsverbund -
system, in dem relevante Daten für
die operative und strategische Analy-
se gemeinsam verarbeitet und genützt
werden können. 
• Es gibt eine umfassende Berichts -
pflicht an den ständigen Unteraus-
schuss des Ausschusses für innere
Angelegenheiten.         Lisa Pühringer

P O L I Z E I L I C H E S  S T A A T S S C H U T Z G E S E T Z



schlimmstenfalls eine massive Gefähr-
dung der inneren Sicherheit des Staates
zur Folge haben. 

Polizeiliches Staatsschutzgesetz. Das
neue PStSG ist eine besondere Rechts-
grundlage für den Staatsschutz. Das Ge-
setz regelt die Zuständigkeiten und die
Organisation der polizeilichen Staats-
schutzbehörden, deren Aufgaben und
Befugnisse sowie die Verwendung per-
sonenbezogener Daten und enthält be-
sondere Rechtsschutzbestimmungen. 

Das 1. Hauptstück beschreibt den
Anwendungsbereich und die Organisati-
on der Staatsschutzbehörden, enthält die
Ernennungserfordernisse des Direktors
des BVT, Regelungen zur Verordnung
über die Spezialausbildung Verfassungs-
schutz und Terrorismusbekämpfung so-
wie Bestimmungen zur Festlegung einer
Geschäftsordnung für das BVT. Es legt
auch zentrale Funktionen des BVT fest.
Zudem wird die Anwendbarkeit des
SPG normiert, sofern sich im PStSG
keine besonderen Bestimmungen finden.
Dieser Verweis ist notwendig, um Rege-
lungen, die im SPG verblieben sind und
nicht eigens im PStSG normiert wurden,
für die Staatsschutzbehörden anwendbar
zu machen.

Das 2. Hauptstück beschäftigt sich
mit den Aufgaben auf dem Gebiet des
polizeilichen Staatsschutzes. Die erwei-
terte Gefahrenerforschung wurde aus
dem SPG entfernt. Jene Bestimmungen
über die erweiterte Gefahrenerforschung
zur Beobachtung einer Gruppierung
wurden in das PStSG übernommen. Für
die erweiterte Gefahrenerforschung zur
Beobachtung einer Einzelperson wurde
eine Nachfolgeregelung geschaffen, die
dieser für den Staatsschutz wichtigen
Aufgabe Anwendbarkeit in der Praxis
verleihen soll. Zudem sieht das PStSG
eine staatsschutzrelevante Beratung vor,
die auch den Bereich der Cybersecurity
und die Beratung von Betreibern von
Anlagen der kritischen Infrastruktur um-
fasst. Die Bestimmung zur Information
verfassungsmäßigen Einrichtungen wur-
de ebenfalls aus dem SPG herausgelöst
und in adaptierter Form als Aufgabe den
Staatsschutzbehörden zugewiesen. 

Im 3. Hauptstück werden Regelun-
gen zum Verwenden personenbezogener
Daten getroffen. Dieser Teil enthält
auch die besonderen Bestimmungen für
Ermittlungen zu den Aufgaben „erwei-
terte Gefahrenerforschung“ und „vor-
beugender Schutz vor verfassungsge-
fährdenden Angriffen“. Neben der Ob-

servation, der verdeckten Ermittlung
und der Bild- und Tonaufzeichnungen,
die im SPG geregelt sind, werden den
Staatsschutzbehörden zusätzliche beson-
dere Befugnisse gewährt. Durch eine
Änderung im SPG wird der Einsatz ei-
ner Vertrauensperson für den sicher-
heitspolizeilichen Aufgabenbereich er-
möglicht. Zusätzlich erfolgen darf der
Einsatz von Kennzeichenerkennungsge-
räten, die Einholung von Auskünften
von Beförderungsunternehmen sowie
die Einholung von Verbindungsdaten
(Verkehrsdaten, Zugangsdaten und
Standortdaten). Das BVT und die Lan-
desämter Verfassungsschutz (LV) dür-
fen einen Informationsverbund zur Be-
wertung von Gefährdungen sowie zum
Erkennen von Zusammenhängen und
Strukturen mittels operativer und strate-
gischer Analyse führen. Bisher mussten
personenbezogene Daten nach Beendi-
gung einer erweiterten Gefahrenerfor-
schung sofort gelöscht werden. Nun-
mehr ist es möglich, derartige Daten
nach Ablauf der Zeit, für die die Er-
mächtigung erteilt wurde, bei Vorliegen
bestimmter gesetzlich normierter Vo-
raussetzungen für maximal sechs Jahre
aufzubewahren. 

Erweiterter Rechtsschutz. Der
Rechtsschutz und die parlamentarische
Kontrolle werden gestärkt und im 4.
Hauptstück verankert. Sowohl die Auf-
gaben als auch die besonderen Befugnis-
se unterliegen einer Vorabkontrolle
durch den Rechtsschutzbeauftragten
(RSB). Die Staatsschutzbehörden dürfen
die „erweiterte Gefahrenerforschung“
und den „vorbeugenden Schutz vor ver-
fassungsgefährdenden Angriffen“ sowie

damit einhergehende besondere Ermitt-
lungsbefugnisse erst nach vorherigen
Meldung an den RSB und einer darauf-
hin durch diesen erfolgten Ermächti-
gung wahrnehmen. Dem RSB muss lau-
fend Bericht erstattet werden und nur er
entscheidet über die Fortführung von
Maßnahmen. Für die besonders sensi-
blen Befugnisse des Einsatzes einer Ver-
trauensperson und der Auskunftsertei-
lung zu Verbindungsdaten ist zudem die
Entscheidung durch einen Rechtsschutz-
senat, bestehend aus dem RSB und zwei
Stellvertreter, vorgesehen. Nach Beendi-
gung der Maßnahmen ist der Betroffene
über Grund, Zeit, Art und Rechtsgrund-
lage der Maßnahme in Kenntnis zu set-
zen. Damit wird ihm die Möglichkeit er-
öffnet, selbstständig den Rechtsweg zu
beschreiten. Eine Aufschiebung dieser
Information ist nur in gesetzlich defi-
nierten Fällen und nur unter Einbindung
und Zustimmung des RSB möglich.
Auch der zwischen dem BVT und den
LV vorgesehene Informationsverbund
unterliegt der laufenden Kontrolle des
RSB. Zusätzlich wird der vielfach kriti-
sierte „Quellenschutz“ dem RSB gegen-
über aufgehoben. Dem RSB dürfen In-
formationen nur mehr unter denselben
Voraussetzungen wie auch einem Ge-
richt vorenthalten werden. Der RSB und
seine Stellvertreter unterliegen einem
strengen Bestellverfahren und sind in
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unab-
hängig und weisungsfrei. 

Verstärkt wird auch die parlamentari-
sche Kontrolle. Die Berichtspflichten an
den ständigen Unterausschuss des Aus-
schusses für innere Angelegenheiten
werden ausgebaut und verbessert.

Michaela Kutschera
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BVT-Zentrale in Wien: Das Bundesamt bleibt eine polizeiliche Dienststelle und ist
kein „Nachrichtendienst“ oder „Geheimdienst“.


